
Bayern in Europa 

 

Emilia Müller  

Bayerische 

Staatsministerin für  

BundesƊ und  

Europaangelegenheiten 

Liebe Leserinnen und Leser, 

 

am 1. Juli 2010 hat Bayern für zwölf Monate den Vorsitz 

in der Europaministerkonferenz (EMK) der Länder 

übernommen. Die Europaministerkonferenz ist neben 

dem Bundesrat das wichtigste Gremium, um eine euro-

papolitische Linie der Bundesländer abzustimmen. 

 

Als Vorsitzende der EMK habe ich mir in meiner Vorsitz-

zeit zum Ziel gesetzt, vor allem Themen zu bearbeiten, 

die für die deutschen Länder und die Bürgerinnen und 

Bürger von besonderer Bedeutung sind. 

 

Bei der nächsten Europaministerkonferenz, die am 

ΨȢȾΩȢ !ÐÒÉÌ ΤΡΣΣ ÉÎ ÄÅÒ "ÁÙÅÒÉÓÃÈÅÎ 6ÅÒÔÒÅÔÕÎÇ ÉÎ "ÒİÓÓÅÌ 

stattfinden wird, haben wir deshalb zahlreiche hoch-

rangige Gäste aus der Kommission zu Gast: Mit Vize-

präsidentin Reding werden wir die Unionsbürgerrech-

te, die EU-Grundrechte sowie Fragen der europapoliti-

schen Kommunikation erörtern. Der für Regionalpolitik 

zuständige Kommissar Hahn wird mit uns die Zukunft 

der EU-Kohäsionspolitik ab 2014 diskutieren ɀ ein The-

ma, das für die Länder von herausragender Bedeutung 

ist. Das nicht nur angesichts der dramatischen Ereignis-

se in Japan hochaktuelle und komplexe Feld der EU-

Energie- und Klimapolitik werden wir mit Kommissar 

Oettinger bearbeiten und die Rolle der nationalen Par-

lamente nach dem Lissabon-Vertrag wird Gegenstand 

des Austauschs mit der Generalsekretärin der EU-

Kommission, Catherine Day, sein. 

 

Mehr zur Europaministerkonferenz finden Sie hier. 

 

Ihre Emilia Müller  

ЂЂ 2İÃËÂÌÉÃË -3# ΤΡΣΣ ЁЁ 
Besprechung sechs Wochen 
nach der 47. Münchener Sicher-
heitskonferenz 

>> Ungarn im EU-Rat << 
Finanzen, Kohäsion, Energie 
und Donaustrategie  sind 
wichtige Prioritäten  

Die Themen in dieser Ausgabe:  

>> EU-Haushalt << 
Betrachtung im Vorfeld der  
Verhandlungen zum mehrjähri-
gen Finanzrahmen ab 2014 
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Ungarische Ratspräsidentschaft 
 

Am 01.01.2011 hat Ungarn für ein halbes Jahr den Ratsvorsitz 

übernommen. Das Arbeitsprogramm Ungarns steht unter 

ÄÅÍ -ÏÔÔÏ ȵ3ÔÁÒËÅÓ %ÕÒÏÐÁ ÍÉÔ ÍÅÎÓÃÈÌÉÃÈÅÍ !ÎÔÌÉÔÚȰȢ $ÁÓ 

so bürgerfreundlich angelegte Programm wird allerdings von 

aktuellen Themen überlagert: der Bewältigung der Finanz-

marktkrise, den rasanten Veränderungen in den Maghreb-

Staaten und zunächst auch von dem vielfach kritisierten un-

garischen Mediengesetz.  

 

Inzwischen liegt eine überarbeitete Fassung des Medienge-

setzes vor, die einige Kritikpunkte aufnimmt. Die Kommission 

hat sich damit zufrieden geäußert. 

 

Protestbewegungen in der arabischen Welt 
 

Von weit größerer Tragweite sind die jüngsten Entwicklungen 

in der arabischen Welt. Die Demokratiebewegungen in Tune-

sien und Ägypten haben Protestbewegungen in vielen ande-

ren islamischen Staaten ausgelöst, denen die noch herrschen-

den Machthaber zum Teil mit erheblicher Gewalt begegnen. 

Eine besonders dramatische Entwicklung scheint Libyen zu 

nehmen. Damit steht der Europäische Auswärtige Dienst, der 

noch im Aufbau begriffen ist, vor einer Bewährungsprobe. 

Der Europäische Rat hat am 04.02.2011 die Hohe Vertreterin 

Catherine Ashton damit beauftragt, in die arabischen Staaten 

zu reisen und Vorschläge für die Unterstützung des Transfor-

mationsprozesses zu erarbeiten. 

 

Unsere Aufgabe in Europa ist es, die Menschen vor Ort zu 

unterstützen und ihnen beim Aufbau demokratischer Struktu-

ren zu helfen. Dies gilt insbesondere für Tunesien und Ägyp-

ten, die gegenwärtig den Ansturm von Flüchtlingen aus Liby-

en zu bewältigen haben. Die Menschen müssen in ihren Hei-

matländern eine Lebensperspektive erkennen, andernfalls 

werden wir mit erheblicher Zuwanderung nach Europa zu 

rechnen haben. Am 11.03. haben sich die Staats- und Regie-

rungschefs in Brüssel auf einem Sondergipfel mit der Lage in 

Nordafrika und am 24./25.03. im Europarat mit der Lage in 

Libyen befasst. 

 

Finanzmarktkrise 
 

Die Finanzmarktkrise beschäftigt uns seit langem. Beim Eu-

ropäischen Rat am 24./25. März werden die Staats- und Re-

gierungschefs über die geplante Vertragsänderung zur Ein-

richtung eines dauerhaften Krisenmechanismus entschie-

den. Auch die Prioritäten für die Strukturreformen und die 

Maßnahmen zur Haushaltskonsolidierung in den Mitglied-

ÓÔÁÁÔÅÎ ÓÏÌÌÅÎ ÉÍ 2ÁÈÍÅÎ ÄÅÓ ȵ%ÕÒÏÐßÉÓÃÈÅÎ 3ÅÍÅÓÔÅÒÓȰ 

auf dieser Ratstagung beschlossen werden. Ebenfalls auf 

der Tagesordnung stehen die sechs Legislativvorschläge der 

Kommission zur wirtschaftlichen Steuerung, das so genann-

ÔÅ ȵ3ÉØ 0ÁÃËȰȢ  

 

Energiepolitik 
 

Das Thema Energiepolitik steht nach den erschütternden Er-

eignissen in Japan ganz im Fokus der Weltöffentlichkeit. Am 

ΤΣȢΡΥȢ ×ÉÒÄ ÓÉÃÈ ÅÉÎ 3ÏÎÄÅÒÇÉÐÆÅÌ ÄÅÒ ÅÕÒÏÐßÉÓÃÈÅÎ %ÎÅÒÇÉÅÍÉȤ

nister mit der Energieversorgung und der Sicherheit der Kern-

energie in Europa befassen. Denn die Frage der Sicherheit der 

Kernkraftanlagen in Europa muss angesichts des Ausfalls der 

Kühlsysteme durch das Erdbeben und den Tsunami im AKW 

Fukushima neu bewertet werden. Wir sitzen beim Thema Si-

cherheit der Kernkraftwerke in Europa alle im selben Boot. 

Daher ist es wichtig, dass wir uns möglichst rasch auf gemein-

same europäische Sicherheitsstandards verständigen. Gleich-

zeitig müssen wir stärker auf einen Ausbau der erneuerbaren 

Energie hinarbeiten. Dies gilt insbesondere, wenn ältere Re-

aktoren vom Netz genommen werden müssen. Dazu ist ein 

massiver Ausbau der Energieinfrastrukturen in Europa nötig, 

der erhebliche finanzielle Anstrengungen erforderlich macht. 

 

Bereits am 04.02. hat sich der Europäische Rat neben der Fi-

nanzmarktkrise und der aktuellen Situation in Libyen vor al-

lem mit der europäischen Energiepolitik befasst und sich da-

für eingesetzt, den europäischen Energiebinnenmarkt bis 

2014 zu verwirklichen. Es bleibt abzuwarten, welche konkre-

ten Auswirkungen die aktuelle Entwicklung in Japan auf die 

europäische Energiepolitik haben wird. Jedenfalls war das 

Thema Energie bereits Schwerpunkt der Veranstaltungen in 

den ersten beiden Monaten dieses Jahres in der Bayerischen 

Vertretung.  

Aktuelle politische Schwerpunkte Europas  
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Ungarische Präsidentschaft: Finanzen, Kohäsion, Energie  

und Donaustrategie wichtige Prioritäten  

>> -ÉÔ *ÁÈÒÅÓÂÅÇÉÎÎ ÈÁÔ 5ÎÇÁÒÎ ÅÒÓÔÍÁÌÓ ÄÉÅ 2ÁÔÓÐÒßÓÉÄÅÎÔȤ

schaft für sechs Monate übernommen und eine Vielzahl wichti-

ÇÅÒ 4ÈÅÍÅÎ ÁÕÆ ÄÉÅ !ÇÅÎÄÁ ÇÅÓÅÔÚÔȢ ȵ$ÉÅ 0ÒÉÏÒÉÔßÔÅÎ ÄÅÒ ÕÎÇÁÒÉȤ

schen Ratspräsidentschaft 2011 einschließlich einer europäi-

ÓÃÈÅÎ 3ÔÒÁÔÅÇÉÅ ÆİÒ ÄÅÎ $ÏÎÁÕÒÁÕÍȰ ÓÔÁÎÄÅÎ ÁÍ ΤΦȢΡΣȢΤΡΣΣ ÉÍ 

Mittelpunkt einer Veranstaltung in der Vertretung des Freistaa-

tes Bayern bei der EU in Brüssel, zu der Bayerns Staatsministe-

rin für Bundes- und Europaangelegenheiten, Emilia Müller und 

der Präsident der Vereinigung der Bayerischen Wirtschaft e. V. 

(vbw), Randolf Rodenstock, eingeladen hatten. An der Debatte, 

die vom Leiter des ZDF Studios in Brüssel, Udo von Kampen 

moderiert wurde, nahmen neben Ministerin Müller die ungari-

sche Staatssekretärin für EU-Angelegenheiten, Dr. Enikö Györi, 

MdEP Michael Theurer, Emma Udwin, Mitglied im Kabinett von 

Kommissar Johannes Hahn, Dr. Péter Vadász und Miklós Hor-

váth vom ungarischen Arbeitgeber- und Industrieverbandes 

sowie vbw-Hauptgeschäftsführer Bertram Brossardt teil. 

 

Im Mittelpunkt stand die Umsetzung der europäischen Donau-

strategie, die vor allem für Ungarn und Bayern besondere Be-

ÄÅÕÔÕÎÇ ÈÁÔȢ ȵ$ÉÅ :ÕÓÁÍÍÅÎÁÒÂÅÉÔ ÕÎÓÅÒÅÒ ,ßÎÄÅÒ ÉÍ $ÏÎÁÕȤ

raum schafft Wirtschaftswachstum, Wohlstand, stärkt die gut-

nachbarschaftlichen Beziehungen und fördert den europäischen 

)ÎÔÅÇÒÁÔÉÏÎÓÐÒÏÚÅÓÓȢȰȟ ÈÏÂ %ÕÒÏÐÁÍÉÎÉÓÔÅÒÉÎ -İÌÌÅÒ ÈÅÒÖÏÒȢ "ÅȤ

sonders betonte sie die Zusammenarbeit im Bereich Kultur und 

erläuterte deren verbindende Wirkung am Beispiel des Regens-

ÂÕÒÇÅÒ &ÅÓÔÉÖÁÌÓ ȵ$ÏÎÕÍÅÎÔÁȰȢ 

 

Staatssekretärin Györi stellte die vier Prioritäten der ungarischen 

Ratspräsidentschaft vor: Wachstum und Beschäftigung, ein star-

kes Europa, Bürgernähe, sowie die Nachbarschaftspolitik und 

Erweiterung Europas. Entsprechend dem Titel des Programms 

Teilnehmer des Abends (v. l.):  

Moderator Udo van Kampen,  

Miklós Horváth, Emma Udwin,  

Dr. Péter Vadász, Randolf  

Rodenstock, Europaministerin  

Müller, Staatssekritärin Dr. Györi,  

Bertram Brossardt, MdEP Michael 

Theurer (Foto: Eric Berghen)  

Europaministerin Emilia Müller unterhält sich nach der Veranstaltung mit den 

Besuchern über die Donaustrategie (Foto: Eric Berghen)  

ȵ%ÉÎ ÓÔÁÒËÅÓ %ÕÒÏÐÁ ÍÉÔ ÍÅÎÓÃÈÌÉÃÈÅÍ !ÎÔÌÉÔÚȰ ÅÒ×ßÈÎÔÅ $ÒȢȢ 

Györi gesondert die Problematik der Roma als notleidendste 

ethnische Gruppe Europas, der mit einem Aktionsplan geholfen 

werden soll. 

 

Die Diskussion beschloss das Thema einer Krisen- und Banksteu-

er in Ungarn. Hier trat Staatssekretärin Györi dem von Hauptge-

schäftsführer Brossardt vorgetragenen Kritikpunkt mit Hinwei-

sen auf eine niedrige Unternehmenssteuer und ähnliche Steuern 

in anderen Ländern (z. B. Österreich) entgegen. Damit endete 

ein informativer und anregender Abend. <<  

 

>Zur Fotoreihe  

http://www.bayern.de/Veranstaltungen-.1417.10337497/index.htm


Finanzplatz München Initiative  

>> Die Energiepolitik ist einer der aktuellen Schwerpunkte der 

EU-Politik. Vielfach stehen Großprojekte im Fokus der öffentli-

chen Diskussion. Doch neben den Energiekonzernen, großen 

Stadtwerken und Regionalversorgern spielt die mittelständi-

sche Energiewirtschaft in kommunalem, genossenschaftli-

chem und privatem Eigentum eine bedeutende Rolle. Um den 

Blick der Politik auf diese zu lenken, luden die Vertretung des 

Freistaats Bayern bei der EU und der Europäische Verband 

mittelständischer Energieunternehmen (EVME) am 31.01.2011 

ÚÕÒ &ÁÃÈÔÁÇÕÎÇ ȵ%ÕÒÏÐßÉÓÃÈÅ %ÎÅÒÇÉÅÓÔÒÁÔÅÇÉÅ ÂÉÓ ΤΡΤΡȡ "ÅÉȤ

trag und Rolle der kleinen und mittleren Versorgungsunter-

ÎÅÈÍÅÎ ɉ+-5ɊȰ ÎÁÃÈ "ÒİÓÓÅÌȢ )Î 2ßÕÍÅÎ ÄÅÒ "ÁÙÅÒÉÓÃÈÅÎ 

Vertretung lauschten zahlreiche Fachgäste aus Politik, Wirt-

schaft und Medien den energiegeladenen Vorträgen vom EU-

Kommissar für Energie, Günther Oettinger, und vom Vorsit-

zenden des EVME, Fritz Schweiger. Intelligente Stromversor-

ÇÕÎÇ ÄÕÒÃÈ ȵ3ÍÁÒÔ -ÅÔÅÒȰ ÕÎÄ ȵ3ÍÁÒÔ 'ÒÉÄÓȰ ×ÁÒ ÄÁÓ ÚÅÎÔÒÁȤ

le Thema. Praxisbeispiele aus Deutschland, Italien und Öster-

reich und eine Diskussionsrunde mit MdEP Dr. Jorgo Chatzi-

markakla, MdEP Dr. Herbert Dorfmann, MdEP Dr. Paul Rübig, 

dem Direktor der DG Energie, Heinz Hilbrecht, und Manfred 

Wehr von EVME veranschaulichten und vertieften die Mög-

ÌÉÃÈËÅÉÔÅÎ ÄÅÒ ȵÓÍÁÒÔÅÎ %ÎÅÒÇÉÅÖÅÒÓÏÒÇÕÎÇȰ ÄÕÒÃÈ ËÌÅÉÎÅ ÕÎÄ 

mittlere Anbieter. << 

 

>Zur Fotoreihe  

>> Bei der diesjährigen Brüsselreise der Finanzplatz München 

Initiative tagten die Fachleute am 02.02.2011 in den Räumen 

der Vertretung des Freistaates Bayern bei der EU in Brüssel.  

Repräsentanten verschiedener Finanzunternehmen, wie Ver-

sicherungen, Banken, Kammern und Verbände, diskutierten 

aktuelle finanzwirtschaftliche Themen mit hochrangigen Ver-

tretern der europäischen Institutionen und konnten ihnen auf 

diese Weise auch die Positionen des bayerischen Finanzplat-

zes näher bringen. Angeführt wurde die Delegation vom Bay-

erischen Wirtschaftsminister Martin Zeil. Gesprächspartner 

waren im Laufe des Programms unter anderem der Kabinett-

chef von Kommissar Barnier, Olivier Guersent, der Ständige 

Vertreter der Bundesrepublik Deutschland bei der EU, Herr 

Botschafter Peter Tempel, sowie die Europaabgeordneten 

Burkhard Balz, Markus Ferber, Jean-Paul Gauzès, Nadja 

Hirsch, Othmar Karas, und Dr. Wolf Klinz und Peter Simon.  << 

 

>Zur Fotoreihe  

Smart Meter, Smart Grids, Smart(e) KMU  

Blickpunkt 01 -11 Seite 4  

Vorsitzender des EVME, Fritz Schweiger, (links) mit Leiterin der Bayerischen 

Vertretung, Dr. Angelika Schlunck und EU -Kommissar für Energie, Günther 

Oettinger (Foto: Verena Günther)  

Staatsminister Zeil (3. v. l.) im Gespräch mit Kabinettchef Guersent (2. v. l.), 

Kabinettsmitglied Dr. Paulina Dejmek (links) und mit Vertretern der Finanzplatz 

München Initiative (Foto: Eric Berghen)  

>> )Î ÄÅÒ &ÉÎÁÎÚÐÌÁÔÚ -İÎÃÈÅÎ )ÎÉÔÉÁÔÉÖÅ ÈÁÂÅÎ ÓÉÃÈ ×ÉÃÈȤ

tige Unternehmen, Verbände, Institutionen sowie wissen-

schaftliche und staatliche Einrichtungen zusammenge-

schlossen, um die starke Stellung Bayerns und insbeson-

dere Münchens im internationalen Finanzplatzwettbe-

werb weiter auszubauen. Die Gründung der Initiative ist 

maßgeblich auf das Engagement des bayerischen Wirt-

schaftsministeriums zurückzuführen. <<  

 

=Ytl Vda`tesqhss Ehm`myok`sy Lĕmbgdm Hmhsh`shud 

http://www.bayern.de/Veranstaltungen-.1417.10337972/index.htm
http://www.bayern.de/Veranstaltungen-.1417.10338044/index.htm
http://www.fpmi.de/
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EU-Haushalt auf dem Prüfstand  

Teilnehmer der  

Podiumsdiskussion: (v. l.)  

Bayerische Finanzminister,  

Georg Fahrenschon,  

Moderator Hendrik Kafsack,  

Haushaltskommissar,  

Janusz Lewandowski, und  

Abgeordnete Monika Hohlmeier. 

(Foto: Eric Berghen)  

>> $ÉÅ %5 ÓÔÅÈÔ ÖÏÒ ßÕħÅÒÓÔ ÓÃÈ×ÉÅÒÉÇÅÎ 6ÅÒÈÁÎÄÌÕÎÇÅÎ ÚÕÍ 

nächsten mehrjährigen Finanzrahmen für die Zeit ab 2014. An 

die dazu anlaufende Debatte knüpfte am 09.02.2011 die Veran-

ÓÔÁÌÔÕÎÇ ȵ2ÅÆÏÒÍ ÄÅÓ %5-Haushalts ɀ im Spannungsfeld zwi-

schen neuen politischen Herausforderungen der EU und Konso-

ÌÉÄÉÅÒÕÎÇÓÂÅÄÁÒÆ ÉÎ ÄÅÎ ĘÆÆÅÎÔÌÉÃÈÅÎ (ÁÕÓÈÁÌÔÅÎȰ ÉÎ ÄÅÒ 6ÅÒÔÒÅȤ

tung des Freistaates Bayern bei der EU in Brüssel an. Die Bayeri-

sche Staatsministerin für Bundes- und Europaangelegenheiten, 

Emilia Müller, und der Bayerische Staatsminister der Finanzen, 

Georg Fahrenschon, luden zu dem prominent besetzten Vor-

trags- und Diskussionsabend. Neben Finanzminister Fahren-

schon stellten sich in der Diskussionsrunde auch der EU-

Kommissar für Finanzplanung und Haushalt, Janusz Lewan-

dowski, und Monika Hohlmeier, Mitglied des Haushaltsaus-

schusses des Europäischen Parlaments, den Fragen des FAZ-

Korrespondenten Hendrik Kafsack. 

 

ȵ$ÉÅ 'ÌÁÕÂ×İÒÄÉÇËÅÉÔ ÄÅÒ ÅÕÒÏÐßÉÓÃÈÅÎ )ÎÔÅÇÒÁÔÉÏÎ ÓÔÅÈÔ ÕÎÄ 

ÆßÌÌÔ ÍÉÔ ÅÉÎÅÒ ÓÏÌÉÄÅÎ ÕÎÄ ÚÕËÕÎÆÔÓÏÒÉÅÎÔÉÅÒÔÅÎ (ÁÕÓÈÁÌÔÓÐÏÌÉÔÉËȢȰ 

erläuterte Europaministerin Müller ihr Credo und betonte damit 

die zentrale Rolle des Finanzrahmens bei der Bewältigung der 

neuen politischen Herausforderungen der EU. Sie wies auf die 

solide und wachstumsorientierte Haushaltspolitik Bayerns als 

ÇÕÔÅÓ "ÅÉÓÐÉÅÌ ÈÉÎȡ ȵ7ÉÒ ÓÃÈÁÆÆÅÎ ÅÓȟ ÇÌÅÉÃÈÚÅÉÔÉÇ ÚÕ ËÏÎÓÏÌÉÄÉÅÒÅÎ 

und Zukunftsakzente zu setzen. Das erwarten wir auch von Euro-

ÐÁȦȰ 

 

Haushaltskommissar Lewandowski gab in einer ebenso unter-

haltsamen wie fachlich fundierten Rede einen interessanten Aus-

blick auf die für Ende Juni 2011 angekündigten Vorschläge zum 

ÎßÃÈÓÔÅÎ ÍÅÈÒÊßÈÒÉÇÅÎ &ÉÎÁÎÚÒÁÈÍÅÎȢ ȵ%Ó ÍÕÓÓ ÇÁÒÁÎÔÉÅÒÔ ×ÅÒȤ

den, dass der Haushalt die wichtigsten Herausforderungen der 

EU reflektiert. Das ist ein Bestandteil der Überlegungen, wie Eu-

Bayerischer Staatsminister der Finanzen, Georg Fahrenschon (links) mit Haus-

haltskommissar Janusz Lewandowski und Europaministerin Emilia Müller  

(Foto: Eric Berghen)  

ropa wettbewerbsfähiger, nachhaltiger und integrativer wer-

ÄÅÎ ËÁÎÎȢȰ ÂÅÔÏÎÔÅ ,Å×ÁÎÄÏ×ÓËÉȢ "ÅÉ ÄÅÒ 2ÅÆÏÒÍ ÄÅÓ ÕÎȤ

durchsichtigen und komplexen Eigenmittelsystems müsse es 

eine Diskussion ohne Tabus geben. Die Kommission werde 

aus den letztes Jahr vorgestellten sechs Alternativen für neue 

Eigenmittel die am besten geeignete auswählen.  
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v. l.: MdEP Markus Ferber, EU -Kommissar für Finanzplanung und Haushalt, 

Janusz Lewandowski, und Bayerischer Staatsminister der Finanzen, Georg 

Fahrenschon (Foto: Eric Berghen)  

Staatsminister Fahrenschon wies darauf hin, dass der EU-

Haushalt bisher ohne Schulden ausgekommen sei. Bei Einfüh-

rung neuer Finanzinstrumente im EU-Haushalt müsse von 

Anfang an klar sein, wie hoch die damit verbundenen Risiken 

sind und wer diese übernimmt. Die Verhandlungen zum Fi-

nanzrahmen dürfen nicht in einer Mittelerhöhungsdebatte 

enden, notwendig sei vielmehr die Suche nach Einsparpoten-

zialen und unter Umständen auch die Trennung von liebge-

wonnenen Ausgabeposten. Die Einführung einer EU-Steuer 

sei abzulehnen, da diese zu einer Mehrbelastung der europäi-

schen Bürger oder der Wirtschaft führen könnte. Die neuen 

Prioritäten der EU wie Klimaschutz oder Energie könnten ins-

besondere auch in der gemeinsamen Agrarpolitik umgesetzt 

werden. Eine Senkung der Agrarausgaben sei daher nicht not-

wendig. 

Monika Hohlmeier mahnte ebenso zur Vorsicht bei der Ein-

führung neuer Eigenmittel. Notwendig sei hier eine präzise 

und durchdachte Diskussion. Die Ausgaben im EU-Haushalt 

sollten stabil gehalten werden, notwendig sei aber eine aus-

reichende Flexibilität im Haushalt. Entscheidend sei, dass die 

Ausgaben einen europäischen Mehrwert bringen. Im Bereich 

der Kohäsionspolitik müsse sichergestellt werden, dass die 

damit verfolgten Ziele auch tatsächlich erreicht werden und 

vor allem die Wettbewerbsfähigkeit der Mitgliedstaaten ver-

bessert werde. << 

 

>Zur Fotoreihe  

Forum for the Automobile & Society  

>> Über die die Zukunft der Automobilproduktion in Europa disku-

tierten am 12.02.2011 hochrangige Vertreter aus der Automobilwirt-

schaft mit EP und Kommission in der Bayerischen Vertretung. Un-

ter der Leitung von Bernd Lange, MdEP, ging es insbesondere um 

den Spagat zwischen Wahrung der Wettbewerbsfähigkeit des 

Standorts und Maßnahmen zur Bekämpfung des Klimawandels. 

 

Klimakommissarin Connie Hedegaard leitete die Diskussion ein 

und beschrieb den politischen Rahmen auf dem Weg zu einer 

emissionsarmen Wirtschaft. Ihrer Ansicht nach sind Vorschriften 

etwa zur Begrenzung des CO2-Ausstoßes keine Gefahr für die 

Industrie in Europa, sondern Innovationsanreiz, der langfristig 

Wettbewerbsvorteile verschaffe. Notwendig sei insbesondere 

Planungssicherheit für Industrie und Verbraucher. Außerdem 

seien vielfältige intelligente Maßnahmen notwendig, um den 

zunehmenden Individualverkehr über Staus nicht zur Quelle für 

eine Immobilität aller werden zu lassen. 

 

John Wormald, Managing Partner des Think Tanks autoPOLIS, 

nahm eine Bestandsaufnahme der Automobilindustrie in Europa 

vor. Die Industrie sei weiterhin stark, jedoch gebe es Überkapazi-

täten gerade bei Massenherstellern. Initiativen wie die Experten-

gruppe CARS 21 könnten dazu beitragen, die anstehenden massi-

ven Veränderungen zu bewältigen, etwa den Übergang zur 

Elektromobilität und die Entwicklung neuer Mobilitätskonzepte. 

 

An der anschließenden Podiumsdiskussion nahmen Ivan Hodac, 

Generalsekretär des Branchenverbandes ACEA, Lars Holmqvist, 

Geschäftsführer des Verbandes der Zulieferindustrie CLEPA, Ja-

cob Bangsgaard, Generaldirektor der FIA Region I, sowie 

Zbigniew Kamienski, stv. Abteilungsleiter wirtschaftliche Ent-

wicklung im polnischen Wirtschaftsministerium teil. Dabei wur-

den unter anderem die Bedeutung des öffentlichen Beschaf-

fungswesens als Motor für technischen Fortschritt sowie der 

Investitionen in Forschung und Entwicklung betont. << 

 

>Zum Webauftritt von Atomobile & Society  

Klimakommissarin Connie Hedegaard hielt die Keynote -Rede zur Zukunft der 

Automobilproduktion in Europa  

http://www.bayern.de/Veranstaltungen-.1417.10338848/index.htm
http://www.autoandsociety.com/events.php?itemno=68
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Münchener Sicherheitskonferenz 2011:  

ein Rückblick in der Bayerischen Vertretung  

>> Nach der 47. Münchener Sicherheitskonferenz (MSC) vom 

04.-ΡΨȢ &ÅÂÒÕÁÒ ÌÕÄÅÎ %ÕÒÏÐÁÍÉÎÉÓÔÅÒÉÎ %ÍÉÌÉÁ -İÌÌÅÒ ÕÎÄ ÄÅÒ 

Vorsitzender der Münchener Sicherheitskonferenz, Botschaf-

ter Wolfgang Ischinger am 15.03. zu einem Rückblick in die 

Räume der Bayerischen Vertretung in Brüssel. Unter dem Titel 

ȵ)ÎÔÅÒÎÁÔÉÏÎÁÌÅ 3ÉÃÈÅÒÈÅÉÔÓÐÏÌÉÔÉË ÖÏÒ ÎÅÕÅÎ (ÅÒÁÕÓÆÏÒÄÅÒÕÎȤ

ÇÅÎȡ 6ÏÎ ÄÅÒ &ÉÎÁÎÚËÒÉÓÅ ÚÕÍ #ÙÂÅÒ×ÁÒȰ ÖÅÒÓÁÍÍÅÌÔÅÎ ÓÉÃÈ 

über 150 hochrangige Repräsentanten aus der Politik, der 

Wirtschaft, dem Militär und den Medien, um über die Eckthe-

men der MSC 2011 zu sprechen. Wolfgang Ischinger moderier-

te die interessante Fachdiskussion mit Botschafter Dr. Hans-

Dieter Lucas, Vertreter Deutschlands im Politischen und Si-

cherheitspolitischen Komitee der EU, Botschafter Martin Erd-

mann, Ständigem Vertreter Deutschlands bei der NATO, Bot-

schafter Dmitri Olegowitsch Rogosin, Ständigem Vertreter 

Russlands bei der NATO, Botschafter Ivo H. Daalder, Ständi-

gem Vertreter der USA bei der NATO, und dem Spiegel-

Journalisten Christoph Schult. 

 

Die Teilnehmer lobten die vergangene MSC, die zum 

ȵ3ÅÉÓÍÏÇÒÁÐÈÅÎ ÄÅÒ 3ÉÃÈÅÒÈÅÉÔÓÐÏÌÉÔÉÓÃÈÅÎ %ÎÔ×ÉÃËÌÕÎÇ ÒÕÎÄ 

ÕÍ ÄÅÎ 'ÌÏÂÕÓ ÇÅ×ÏÒÄÅÎ ÉÓÔȰȟ ÓÏ "ÏÔÓÃÈÁÆÔÅÒ %ÒÄÍÁÎÎȢ $ÅÒ 

!ÂÒİÓÔÕÎÇÓÖÅÒÔÒÁÇ ȵ.Å× 3ÔÁÒÔȰ Ú×ÉÓÃÈÅÎ 2ÕÓÓÌÁÎÄ ÕÎÄ 53!ȟ 

dessen Ratifikationsurkunden die Länder auf der MSC aus-

tauschten, spreche hierfür ebenso, wie der geweitete Blick 

der MSC auch auf nicht klassische sicherheitspolitische The-

men wie Cyberwar, Arm Control und Non-Proliferation. Be-

sonders hervorgehoben wurde vor allem die flexible Reaktion 

auf die jüngsten Ereignisse in Nordafrika mit der Integration 

ÄÅÓ 4ÈÅÍÁÓ ÉÎ ÄÉÅ +ÏÎÆÅÒÅÎÚȢ ȵ6ÉÅÌÅ ÁÈÎÔÅÎȟ ÄÁÓÓ ÓÉÃÈ ÄÁÍÉÔ 

ein neues Megathema für Europa eröffnet, das mit der Wen-

ÄÅ ÉÎ $ÅÕÔÓÃÈÌÁÎÄ ÚÕ ÖÅÒÇÌÅÉÃÈÅÎ ÉÓÔȢȰȟ ÓÏ "ÏÔÓÃÈÁÆÔÅÒ ,ÕËÁÓȢ 

Über 150 hochrangige Repräsentanten aus der Politik, der Wirtschaft, dem Militär 

und den Medien nahmen an der Veranstaltung teil (Foto: Philippe Veldeman)  

Positiv sah er, dass die Revolution im Zeichen der Selbstbestim-

mung statt finde. Allgemein müsse sich aber der Westen mehr 

Gedanken über die Nachbarschaftspolitik machen. 

 

$ÉÅ %ÎÔ×ÉÃËÌÕÎÇ ÉÎ ,ÉÂÙÅÎ ×ÕÒÄÅ ÍÉÔ 3ÏÒÇÅ ÂÅÔÒÁÃÈÔÅÔȢ ȵ)Í .ÏȤ

vember in Lissabon dachte niemand, dass man über dieses The-

ÍÁ ÒÅÄÅÎ ×İÒÄÅȟ ÇÅÓÃÈ×ÅÉÇÅ ÄÅÎÎ İÂÅÒ ÍÉÌÉÔßÒÉÓÃÈÅ 3ÃÈÒÉÔÔÅȢȰ 

beschrieb Botschafter Daalder die raschen Ereignisse der vergan-

genen Wochen. Angesichts der Gewalt und der Brutalität seines 

Vorgehens müsse Gaddafi sofort abtreten. Die Überwachung 

Libyens zur Informationsgewinnung laufe, weitere Schritte seien 

in Planung, auch über eine Flugverbotszone denke man nach. 

$ÁÓ ÓÉÅÈÔ $ÅÕÔÓÃÈÌÁÎÄ ÆÒÁÇÌÉÃÈȡ ȵ7ÁÓÈÉÎÇÔÏÎ ÕÎÄ "ÅÒÌÉÎ ÓÉÎÄ ÓÉÃÈ 

Vorsitzender der Münchener  

Sicherheitskonferenz,  

Botschafter Wolfgang Ischinger, 

initiierte und moderierte  

die Rückschau der MSC 2011 in der 

Bayerischen Vertretung in Brüssel  

(Foto: Philippe Veldeman)  
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in den meisten Fragen einig, die Unterscheidung liegt nur im 

7ÅÇ ÚÕÍ ÇÅÍÅÉÎÓÁÍÅÎ :ÉÅÌȢȰ ÅÒÌßÕÔÅÒÔÅ "ÏÔÓÃÈÁÆÔÅÒ %ÒÄȤ

mann die deutsche Skepsis gegenüber einem Militäreinsatz. 

Auch Botschafter Rogosin warnte vor Einmischung in den 

+ÏÎÆÌÉËÔȡ ȵ.ÉÃÈÔ ÄÁÓÓ ÄÅÒ 3ÃÈÌÉÃÈÔÅÒ ÚÕÍ 0ÒİÇÅÌËÎÁÂÅÎ ×ÉÒÄȢȰ 

 

Kritisch sah Christoph Schult das Zögern des Westens im Liby-

en-+ÏÎÆÌÉËÔȡ ȵ)Î ÄÅÒ )ÒÁË-Frage war man trotz weniger Grund-

ÌÁÇÅ ÖÉÅÌ ÅÎÔÓÃÈÌÏÓÓÅÎÅÒȢȰ %ÂÅÎÓÏ ÇÅÓÔÁÎÄ ÅÒ ÄÉÅ -ÉÔÓÃÈÕÌÄ 

der Journalisten ein, die Gaddafi in der Presse nie als Diktator 

bezeichneten. Auch reduzierte Schult das Lob der MSC 2011, 

ÄÁ ÅÒ ÖÏÎ ÄÅÒ ȵÓÔÁÒË ÓÐİÒÂÁÒÅÎ 5ÎÓÉÃÈÅÒÈÅÉÔ ÄÅÒ -ßÃÈÔÉÇÅÎ 

ÁÕÆ ÄÅÒ +ÏÎÆÅÒÅÎÚȰ İÂÅÒÒÁÓÃÈÔ ×ÁÒȢ ȵ$ÉÅÓ ÁÌÌÅÓ ÍÁÃÈÅ ÅÓ ÆİÒ 

2ÕÓÓÌÁÎÄ ÅÉÎÆÁÃÈ %ÕÒÏÐÁ ÚÕ ËÒÉÔÉÓÉÅÒÅÎȢȰ 

 

Botschafter Rogosin sprach daneben das Thema Raketenab-

wehrsystem an, das Russland aktuell stark interessiert und 

ÍÁÈÎÔÅ ÚÕÒ ÄÕÒÃÈÄÁÃÈÔÅÎ 0ÌÁÔÚÉÅÒÕÎÇ ÄÅÓ 3ÙÓÔÅÍÓȢ ȵ"ÅÉ ÄÅÒ 

Lösung der Probleme der Sicherheit, sollten wir keine neuen 

0ÒÏÂÌÅÍÅ ÓÃÈÁÆÆÅÎȢȰ ÓÏ 2ÏÇÏÓÉÎȢ<< 

 

>Zur Fotoreihe  

Botschafter Ivo H. Daalder,  

Ständiger Vertreter der USA bei der NATO  

(Foto: Philippe Veldeman)  

Teilnehmer der Diskussion (v. l.): 

Botschafter Wolfgang Ischinger, 

Botschafter Ivo H. Daalder,  

Botschafter Martin Erdmann,  

Botschafter Dmitri Olegowitsch 

Rogosin, Botschafter Dr. Hans -

Dieter Lucas und Spiegel -Journalist 

Christoph Schult  

(Foto: Philippe Veldeman)  

http://www.bayern.de/Veranstaltungen-.1417.10340270/index.htm

